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SA H 7. August

Essen: Büchermarkt – Antiquariat, UZ-Shop, 
Essen und Trinken, Haus der DKP, Hoffnung-
straße 18, 13 bis 20 Uhr

SA H 14. August

Strausberg: „Druschba!“ – Friedens-Som-
merfest der DKP Brandenburg, mit Hartmut 
König (Oktoberclub), Isabel Neuenfeldt (am 
Akkordeon) und dem Deutsch-Russischen 
Chor „Iwuschka“ (Eberswalde), russische 
Spezialitäten zu fairen Preisen, Mehrgenera-
tionenhaus Strausberg, Wirtschaftsweg 70.

SO H 5. September

Büchel: Menschenkette gegen Atomwaffen – 
vom Industriegebiet Büchel zum Haupttor 
des Atomwaffenlagers in Büchel, veranstal-
tet von der Kampagne „atomwaffenfrei.jetzt“, 
12 bis 16 Uhr, Informationen zu Anreise und 
Abfahrorten von Bussen nach Büchel unter: 
atomwaffenfrei.de

SA H 18. September

Berlin/Online: „Philosophie und Weltbegrün-
dung: Dialektischer Monismus oder dialek-
tischer Materialismus?“, mit Andreas Arndt, 
Jörg Zimmer, Richard Sorg, Eva Bockenhei-
mer, Haziran Zeller, Marc Püschel, Symposium 
der Gesellschaft für dialektische Philosophie, 
in Kooperation mit dem Gesprächskreis akdi-
amat Hamburg und der Marx-Engels-Stiftung, 
Anmeldung unter: post@akdiamat.de, 10:30 
bis 17 Uhr

Zuschriften zu „DKP droht kaltes Parteiverbot“ , UZ-Online (blog.unsere-zeit.de)

Name Vorname

Straße, Hausnr. PLZ, Ort

Telefon

Datum

Geldinstitut

E-Mail (ohne E-Mail Adresse ist kein Online-Abo möglich)

Unterschrift

IBAN

Ich möchte die UZ – für mindestens ein Jahr – abonnieren:
(Prämie „Halstuch Frieden“, Farbe: blau / Motiv: weiß, 100% Baumwolle, Größe: 51 x 51 cm)
UZ abonnieren – Prämie sichern!

ermäßigtes Abo  Normalabo  Förderabo

□ 7,00 € □ 14,00 € □ 21,00 €

□ 5,00 € □ 10,00 € □ 15,00 €

□ 8,00 € □ 16,00 € □ 24,00 €

Abo-Art / Preise pro Monat

Wochenzeitung-Abo
Nur Print-Ausgabe

Online-Abo
Nur Online-Ausgabe

Kombi-Abo
Print- und Online-Ausgabe

Abopreise nach Selbsteinschätzung: Kein Nachweis erforderlich, aber seid solidarisch.

Alle Preise inkl. MwSt. im In-
land, Auslandspreise auf An-
frage. Mir ist bekannt, dass 
ich das Abo binnen 14 Tagen 
schriftlich beim CommPress 
Verlag widerrufen kann. 
Alle Abos verlängern sich au-
tomatisch um ein Jahr, wenn 
sie nicht spätestens sechs 
Wochen vor Ablauf gekün-
digt werden.
Ich möchte mein UZ-Abo 
jeweils für folgenden Zeit-
raum bezahlen:

□ monatlich  
□ je Quartal  
□ halbjährlich  
□ jährlich

□ Lieferung der Wochen-
zeitung im Umschlag 
(Streifband): plus 24,00 € 
pro Jahr

□ Ich erteile eine Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat
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Verbotsversuche müssen 
scheitern!
Der Angriff auf den Status der DKP 
als politische Partei durch den Bundes­
wahlleiter reiht sich ein in die Versuche, 
das Wirken von antifaschistischen Or­
ganisationen zu diskriminieren.

Dafür gibt es keine verfassungs­
rechtliche Grundlage. Die einzige Basis, 
auf der so etwas erfolgt, sind formale 
Verordnungen und der in der Bundes­
republik Deutschland zur Staatsdok­
trin erhobene Antikommunismus.

Überall im Nachkriegseuropa gab es 
starke und anerkannte kommunistische 
Parteien. Einzig in der BRD wurde schon 
wenige Jahre nach dem Ende des Faschis­
mus die kommunistische Partei, die KPD, 
verboten. Es folgten zahlreiche Angriffe 
auf antifaschistische Organisationen.

Erst ab 1968 konnte mit der Kons­
tituierung der DKP wieder eine Partei, 
welche den Sozialismus als politisches 
Ziel hat, legal wirken. Die Versuche, 
dies mit Verwaltungstricks jetzt wie­
der zu unterbinden, müssen scheitern.

Antifaschismus braucht eine legale 
Kommunistische Partei.
Heidi und Heinz Hummler, Stuttgart

Unglaublicher Vorgang
Die „Feststellung“ des Bundeswahlaus­
schusses, die DKP habe ihre Rechtsstel­
lung als Partei verloren wegen angeb­

lich verspäteter Rechenschaftsberich­
te, ist ein unglaublicher Vorgang in der 
deutschen Parteiengeschichte.

Mit an den Haaren herbeigezoge­
nen Argumenten möchten die reakti­
onären Kräfte, dass damit die DKP als 
kritische Stimme gegen die Kriegspoli­
tik der NATO ausgeschaltet wird. Das 
ist auch ein Schlag ins Gesicht der Frie­
densbewegung.

Ich selbst kandidierte wiederholt 
für die DKP zum Bundestag. Für die 
DKP und die „Tübinger Linke“ war ich 
30 Jahre im Tübinger Gemeinderat und 
20 Jahre Mitglied des Tübinger Kreis­
tags. Aus meinem Einsatz für eine de­
mokratische Gesellschaft und soziale 
Gerechtigkeit und Frieden heraus for­
dere ich, die DKP zur Bundestagswahl 
zuzulassen.

Gerhard Bialas, Tübingen

Merkwürdige Ideen
Im Vorwort zur neuen Ausgabe von 
Kurt Bachmanns „Wir müssen Vor­
kämpfer der Menschenrechte sein“ 

durfte ich auf eine „nicht unwichti­
ge Kleinigkeit“ hinweisen, die vie­
le Mitbürger nicht erkannten: „Die 
DKP gehört zur politischen Kultur 
unseres Landes; ohne legale DKP als 
Resultat von 1968 hätte es auch keine 
zugelassene PDS/Partei „Die Linke“ 
als Resultat von 1989 gegeben, denn 
dann wäre Schäuble vielleicht auf 
sehr merkwürdige Ideen gekommen.“ 
Jetzt kommt man wieder auf merk­
würdige Ideen.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
der Wahlausschuss von sich aus darauf 
kam, den Versuch zu starten, die DKP 
zu vernichten. Wenig bekannt ist auch 
der Wortlaut des Verbotsurteils ge­

gen die KPD von 1956. Darin wird ein 
Ende des KPD-Verbots für den Zeit­
punkt der Wahlen zur Wiedervereini­
gung festgelegt. Da mit dieser gesamt­
deutschen Wahl weder Kommunisten 
noch Antikommunisten rechneten, 
blieb der Passus im Urteil weitgehend 
unbeachtet, der auch die Rückgabe des 
Parteivermögens im Falle der Einheit 
vorsah.

Es ist zu hoffen, dass das BVerG, 
das nie eine Möglichkeit sah, das 
Verbotsurteil aufzuheben, sich an 
den Text seines 56er-Urteils erinnert 
und jeden Versuch zurückweist, die 
Legalität der kommunistischen Par­
tei im heutigen Deutschland in Fra­
ge zu stellen. 

Die DKP schuf für alle Demo­
kraten die Freiheit, sich in Wort und 
Schrift zu gesellschaftsverändern­
den demokratischen Alternativen 
zu bekennen, ohne legale KP ist die 
Meinungs- und Pressefreiheit aller 
gefährdet.

Ulrich Sander, Dortmund

Nicht verwundert
Ich bin seit 1976 Mitglied der DKP. Ich 
hatte 1984 meine Krankenschwesteraus­
bildung beendet und wurde als einzige 
befristet für ein halbes Jahr eingestellt. 
Im September habe ich einen Antrag 
auf Weiterbeschäftigung gestellt. Dar­
aufhin hatte ich eine schriftliche Anhö­
rung durch die Verfassungungsschutz­
behörde Baden-Württemberg. Ich wur­
de unter Vorbehalt weiterbeschäftigt. 
Und heute lese ich in der Zeitung „jun­
ge Welt“, dass im Wahlausschuss Cons­
tanze Portner („Die Linke“) dem Aus­
schluss der DKP zugestimmt hat.

Das verwundert mich nicht!
Birgit Hoberg, Tübingen

Nicht klein beigeben
Die Devise ist für uns DKP-Mitglie­
der trotz Gegenwind klar: Klein bei­
geben ist nicht.

Wir organisierten Kommunisten 
hierzulande wollen zur Wahl des 20. 
Bundestages am 26. September 2021 
mit mehreren Landeslisten und Di­
rektkandidaten antreten. Deshalb 
setzt der Vorstand der DKP alle 
Rechtsmittel ein und mobilisiert die 
Öffentlichkeit.

Wir, DKP-Mitglieder aus Tor­
gau, möchten uns auf diesem Weg 
bei über 380 Menschen aus Torgau 
und Umgebung bedanken, die uns 
mit ihrer Unterschrift unterstützen 
wollen. Mit ihren Unterstützerun­
terschriften ist es in unserem Land 
erst mal möglich gemacht worden, 
auf der Bundestagswahlliste 2021 
zugelassen zu werden.

Wir, DKP-Mitglieder mit über 
25 Friedensorganisationen aus der 
gesamten BRD, erinnern mit einer 
Demonstration als öffentliche Ver­

anstaltung seit 2017 jährlich an den 
„Schwur an der Elbe“. (...)

„Der Schwur an der Elbe“, der 
sich an die Menschen aller Natio­
nen wendet, Differenzen mit fried­
lichen Mitteln zu lösen. „Der Geist 
der Elbe“ ist ewige Mahnung an alle 
Nationen, für das gemeinsame Wohl 
der gesamten Menschheit zusam­
menzuarbeiten.

Für die Interessen der großen 
Mehrheit in unserem Land! 

Es geht nicht nur um einen Wahl­
antritt der Kommunisten, es geht um 
die Verteidigung von Grundrechten! 
(...)

Elke und Gerd Brucks

Solidarität 
mit der DKP
In den Tagen nach der Entscheidung 
des Bundeswahlleiters, die DKP 
nicht zur Wahl zuzulassen, erlebte 
die Partei eine Welle der Solidari-
tät aus dem In- und Ausland. Dafür 
danken wir: Das macht Mut und gibt 
uns Kraft. Jetzt heißt es, nicht nach-
lassen! Es gibt viele Möglichkeiten, 
der DKP jetzt den Rücken zu stärken:

Gebt der Solidarität ein Gesicht! 
Macht Fotos von euch mit den Hash-
tags #SolidaritätMitDerDKP und 
#DKPwaehlbarMachen, schickt sie 
an uns (solidaritaet@dkp.de) und 
postet sie in den sozialen Medien.
Schreibt mit Kopie an uns an die Ver-
fassungsrichterinnen und -richter in 
Karlsruhe. Fordert sie auf, diesen Ver-
fassungsbruch zurückzuweisen und 
die Kommunistinnen und Kommu-
nisten zur Wahl zuzulassen: bverfg@
bundesverfassungsgericht.de
Spendet für die Anwalts- und Pro-
zesskosten und für den aktiven 
Wahlkampf der DKP.
Werdet Wahlkampfhelferinnen und 
Wahlkampfhelfer der DKP.

Spendenkonto DKP-Parteivorstand: 
GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01
Kontakt: DKP-Parteivorstand, 
pv@dkp.de, 0201 1778890

„Ich möchte die 
Möglichkeit haben, 
DKP zu wählen“ 
In einem Offenen Brief hat sich eine 
DKP-Wählerin an den Bundeswahl-
ausschuss gewandt, den wir hier in 
Auszügen dokumentierten:

„Mit Erschrecken habe ich erfah­
ren, dass Sie die DKP nicht zur 
kommenden Bundestagswahl zulas­
sen wollen. Das heißt für mich, die 
Freiheit der Wahlen in Deutschland 
wird eingeschränkt.

Mir ist bekannt, dass es einer be­
stimmten Anzahl wahlberechtigter 
Kandidaturunterstützer:innen  be­
darf, sofern eine Partei (noch) nicht 
im Parlament vertreten ist. Diese 
Unterschriften sind von der DKP 
wohl in ausreichender Zahl vorge­
legt worden.

Sie, der Bundeswahlausschuss, 
meinen nun, wer seinen Rechen­
schaftsbericht nicht rechtzeitig ab­
gibt, soll von demokratischen Wah­
len ausgeschlossen werden. Wer legt 
fest, wo ist festgelegt, dass die ver­
spätete Abgabe eines Berichtes zum 
Wahlausschluss führt? Parteien, die 
Mitglieder nicht ausschließen, die 
der Korruption überführt wurden, 
werden zur Wahl zugelassen. Wo ist 
hier die Verhältnismäßigkeit? (...)

Ich habe die Kandidatur der 
DKP mit meiner Unterschrift be­
fürwortet und möchte nun auch die 
Möglichkeit haben, sie zu wählen. 
(...)		  � Inge Fichter

Termine@unsere-zeit.de

#DKPwählbarMachen: Solidaritätsbekundungen der SDAJ


